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19. Wahlperiode 
 

Der Vorsitzende 

des Ausschusses für Verfassungsschutz 

 Geschäftszeichen  Telefon (030) 2325 -  Telefax (030) 2325 - 

Öffentliche Sitzung III B  1360  1368 

  

 

Berlin, den 5. Mai 2025 

 

Einladung 

Senat u. Fraktionen werden gebeten, 

alle Unterlagen auch per E-Mail an 

VerfSch@parlament-berlin.de 

zu übermitteln. 

 

zur 32. Sitzung 

des Ausschusses für Verfassungsschutz 

 

am Montag, dem 12. Mai 2025, 14.00 bis 17.00 Uhr, 

Abgeordnetenhaus von Berlin, Raum 376 

– Ernst-Heilmann-Saal – 

 

 

 

Tagesordnung 
 

 

1.  Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

1. Mai in Berlin – Rückblick und Erkenntnisse des 

Verfassungsschutzes 

(auf Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 

SPD) 

0091 

VerfSch 

2.  Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Rechtsextremistische Jugendbewegungen in Berlin – 

aktueller Stand der Erkenntnisse 

(auf Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 

SPD) 

0092 

VerfSch 

 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/VerfSch/vorgang/vfs19-0091-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/VerfSch/vorgang/vfs19-0092-v.pdf


- 2 - 

 

3. a) Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Auswirkungen des Urteils des OVG Münster (OVG 

NRW, Urteil vom 13. Mai 2024 – 5 A 1218/22) auf 

die Arbeit der Verfassungsschutzbehörden: Unter 

welchen Voraussetzungen erfolgt aktuell die 

Einstufung als verfassungsfeindliche Bestrebung im 

Phänomenbereich des Rechtsextremismus und ab 

wann wird die Bezugnahme auf die ethnische 

Zugehörigkeit rechtsextremistisch? 

(auf Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der 

SPD) 

 

Hierzu: Auswertung der Anhörung vom 09.12.2024 

0082 

VerfSch 

 b) Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Das BfV stuft die AfD als „gesichert 

rechtsextremistische Bestrebung“ ein – 

Auswirkungen auf den Berliner Verfassungsschutz 

(auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) 

0093 

VerfSch 

4.  Besondere Vorkommnisse  

5.  Verschiedenes  

 

 

Im Auftrag 

 

 

 

Hellriegel 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/VerfSch/vorgang/vfs19-0082-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/VerfSch/vorgang/vfs19-0093-v.pdf

